
PROTOKOLL 

zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüglich des Vertrags von Lissabon 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

DIE REPUBLIK BULGARIEN, 

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DIE REPUBLIK ESTLAND, 

IRLAND, 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK ZYPERN, 

DIE REPUBLIK LETTLAND, 

DIE REPUBLIK LITAUEN, 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 

UNGARN, 

MALTA, 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

DIE REPUBLIK POLEN, 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

RUMÄNIEN, 

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, 

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND
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im Folgenden „DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN“ — 

UNTER HINWEIS AUF den Beschluss der im Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 18. und 19. Juni 2009 vereinigten 
Staats- und Regierungschefs der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu den Anliegen der irischen Bevölkerung 
bezüglich des Vertrags von Lissabon, 

UNTER HINWEIS AUF die Erklärung der im Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 18. und 19. Juni 2009 vereinigten 
Staats- und Regierungschefs, dass sie zum Zeitpunkt des Abschlusses des nächsten Beitrittsvertrags die Bestimmungen des 
genannten Beschlusses in ein Protokoll aufnehmen würden, das nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen 
Vorschriften dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
beigefügt wird, 

IN ANBETRACHT der Unterzeichnung des Vertrags zwischen den Hohen Vertragsparteien und der Republik Kroatien 
über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union durch die Hohen Vertragsparteien — 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt werden: 

TITEL I 

RECHT AUF LEBEN, FAMILIE UND BILDUNG 

Artikel 1 

Weder die Bestimmungen des Vertrags von Lissabon, die der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union Rechtsstatus 
verleihen, noch die Bestimmungen dieses Vertrags im Bereich 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts berühren in irgend­
einer Weise den Geltungsbereich und die Anwendbarkeit des 
Schutzes des Rechts auf Leben nach den Artikeln 40.3.1, 40.3.2 
und 40.3.3, des Schutzes der Familie nach Artikel 41 und des 
Schutzes der Rechte in Bezug auf Bildung nach den Artikeln 42, 
44.2.4 und 44.2.5 der Verfassung Irlands. 

TITEL II 

STEUERWESEN 

Artikel 2 

Durch den Vertrag von Lissabon erfolgt für keinen Mitgliedstaat 
irgendeine Änderung in Bezug auf den Umfang und die Aus­
übung der Zuständigkeiten der Europäischen Union im Bereich 
der Steuerpolitik. 

TITEL III 

SICHERHEIT UND VERTEIDIGUNG 

Artikel 3 

Die Union lässt sich bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen der Demokratie, der Rechtsstaat­
lichkeit, der universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten, der Achtung der Menschen­
würde, den Grundsätzen der Gleichheit und der Solidarität so­
wie der Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Na­
tionen und des Völkerrechts leiten. 

Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist inte­
graler Bestandteil der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli­
tik und sichert der Union eine Operationsfähigkeit, so dass sie 
Missionen außerhalb der Union zur Friedenssicherung, Konflikt­
verhütung und Stärkung der internationalen Sicherheit in Über­
einstimmung mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten 
Nationen durchführen kann. 

Sie berührt weder die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der 
einzelnen Mitgliedstaaten, einschließlich Irlands, noch die Ver­
pflichtungen irgendeines Mitgliedstaats. 

Der Vertrag von Lissabon berührt oder beeinträchtigt nicht Ir­
lands traditionelle Politik der militärischen Neutralität. 

Es ist Sache der Mitgliedstaaten — einschließlich Irlands, das im 
Geiste der Solidarität und unbeschadet seiner traditionellen Po­
litik der militärischen Neutralität handelt —, zu bestimmen, 
welche Art von Hilfe oder Unterstützung sie einem Mitgliedstaat 
leisten, der von einem Terroranschlag oder einem bewaffneten 
Angriff auf sein Hoheitsgebiet betroffen ist. 

Ein Beschluss über den Übergang zu einer gemeinsamen Ver­
teidigung erfordert einen einstimmigen Beschluss des Europäi­
schen Rates. Es wäre Sache der Mitgliedstaaten, einschließlich 
Irlands, nach Maßgabe des Vertrags von Lissabon und ihrer 
jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften zu entscheiden, 
ob der Beschluss zu einer gemeinsamen Verteidigung gefasst 
wird. 

Dieser Titel berührt oder präjudiziert in keiner Weise die Hal­
tung oder Politik anderer Mitgliedstaaten im Bereich der Sicher­
heit und Verteidigung. 

Es ist auch Sache jedes einzelnen Mitgliedstaates, nach Maßgabe 
des Vertrags von Lissabon und etwaiger innerstaatlicher Rechts­
vorschriften zu entscheiden, ob er an der Ständigen Strukturier­
ten Zusammenarbeit teilnimmt oder sich an der Europäischen 
Verteidigungsagentur beteiligt. 

Der Vertrag von Lissabon sieht weder die Schaffung einer eu­
ropäischen Armee noch die Einberufung zu irgendeinem militä­
rischen Verband vor. 

Er berührt nicht das Recht Irlands oder eines anderen Mitglied­
staates, Art und Umfang seiner Verteidigungs- und Sicherheits­
ausgaben sowie die Art seiner Verteidigungsfähigkeit zu bestim­
men. 

Es ist Sache Irlands und jedes anderen Mitgliedstaats, nach Maß­
gabe etwaiger innerstaatlicher Rechtsvorschriften einen Be­
schluss über eine etwaige Teilnahme an Militäroperationen zu 
fassen. 

TITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 4 

Dieses Protokoll liegt bis zum 30. Juni 2012 zur Unterzeich­
nung durch die Hohen Vertragsparteien auf. 

Dieses Protokoll wird durch die Hohen Vertragsparteien sowie 
von der Republik Kroatien, falls das Protokoll im Zeitpunkt des
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Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union noch 
nicht in Kraft getreten ist, im Einklang mit ihren verfassungs­
rechtlichen Vorschriften ratifiziert. Die Ratifikationsurkunden 
werden bei der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt. 

Dieses Protokoll tritt wenn möglich am 30. Juni 2013 in Kraft, 
sofern alle Ratifikationsurkunden hinterlegt worden sind, oder 
andernfalls am ersten Tag des auf die Hinterlegung der Ratifi­
kationsurkunde durch den letzten Mitgliedstaat folgenden Mo­
nats. 

Artikel 5 

Dieses Protokoll ist in einer Urschrift in bulgarischer, dänischer, 
deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, grie­
chischer, irischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesi­
scher, niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, 
schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tsche­

chischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wort­
laut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv der Re­
gierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt 
der Regierung jedes anderen Mitgliedstaats eine beglaubigte Ab­
schrift. 

Sobald die Republik Kroatien gemäß Artikel 2 der Akte über die 
Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien durch dieses 
Protokoll gebunden ist, wird der kroatische Wortlaut dieses 
Protokolls, der gleichermaßen verbindlich ist wie die in Absatz 
1 genannten Wortlaute, im Archiv der Regierung der Italie­
nischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung 
jedes anderen Mitgliedstaats eine beglaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtig­
ten ihre Unterschriften unter dieses Protokoll gesetzt.
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Съставено в Брюксел на тринадесети юни две хиляди и дванадесета година. 
Hecho en Bruselas, el trece de junio de dos mil doce. 

V Bruselu dne třináctého června dva tisíce dvanáct. 

Udfærdiget i Bruxelles den trettende juni to tusind og tolv. 

Geschehen zu Brüssel am dreizehnten Juni zweitausendzwölf. 

Kahe tuhande kaheteistkümnenda aasta juunikuu kolmeteistkümnendal päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις δέκα τρεις Ιουνίου δύο χιλιάδες δώδεκα. 

Done at Brussels on the thirteenth day of June in the year two thousand and twelve. 

Fait à Bruxelles, le treize juin deux mille douze. 

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an tríú lá déag de Mheitheamh an bhliain dhá mhíle agus a dó dhéag. 

Fatto a Bruxelles, addì tredici giugno duemiladodici. 

Briselē, divi tūkstoši divpadsmitā gada trīspadsmitajā jūnijā. 

Priimta du tūkstančiai dvyliktų metų birželio tryliktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizenkettedik év június havának tizenharmadik napján. 

Magħmul fi Brussell, fit-tlettax-il jum ta’ Ġunju tas-sena elfejn u tnax. 

Gedaan te Brussel, de dertiende juni tweeduizend twaalf. 

Sporządzono w Brukseli dnia trzynastego czerwca roku dwa tysiące dwunastego. 

Feito em Bruxelas, em treze de junho de dois mil e doze. 

Întocmit la Bruxelles la treisprezece iunie două mii doisprezece. 

V Bruseli dňa trinásteho júna dvetisícdvanásť. 

V Bruslju, dne trinajstega junija leta dva tisoč dvanajst. 

Tehty Brysselissä kolmantenatoista päivänä kesäkuuta vuonna kaksituhattakaksitoista. 
Som skedde i Bryssel den trettonde juni tjugohundratolv.
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Voor het Koninkrijk België 
Pour le Royaume de Belgique 
Für das Königreich Belgien 

Deze handtekening verbindt eveneens de Vlaamse Gemeenschap, de Franse Gemeenschap, de Duitstalige Gemeenschap, 
het Vlaamse Gewest, het Waalse Gewest en het Brussels Hoofdstedelijk Gewest. 

Cette signature engage également la Communauté française, la Communauté flamande, la Communauté germanophone, 
la Région wallone, la Région flamande et la Région de Bruxelles-Capitale. 

Diese Unterschrift bindet zugleich die Deutschsprachige Gemeinschaft, die Flämische Gemeinschaft, die Französische 
Gemeinschaft, die Wallonische Region, die Flämische Region und die Region Brüssel-Hauptstadt. 

За Република България 

Za Českou republiku 

For Kongeriget Danmark 

Für die Bundesrepublik Deutschland
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Eesti Vabariigi nimel 

Thar cheann Na hÉireann 
For Ireland 

Για την Ελληνική Δημοκρατία 

Por el Reino de España 

Pour la République française 

Per la Repubblica italiana 

Για την Κυπριακή Δημοκρατία
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Latvijas Republikas vārdā – 

Lietuvos Respublikos vardu 

Pour le Grand-Duché de Luxembourg 

Magyarország részéről 

Għal Malta 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden 

Für die Republik Österreich
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W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 

Pela República Portuguesa 

Pentru România 

Za Republiko Slovenijo 

Za Slovenskú republiku 

Suomen tasavallan puolesta 
För Republiken Finland 

För Konungariket Sverige
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For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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